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206. Bundesgesetz: Leistungen des Bundes an die Österreichische Länderbank AG
(NR: GP XV RV 1019 AB 1042 S. 109. BR: AB 2487 S. 421.)

207. Bundesgesetz: Änderung des Gebührengesetzes 1957
(NR: GP XV IA 116/A AB 1044 S. 109. BR: AB 2488 S. 421.)

206. Bundesgesetz vom 31. März 1982 über
Leistungen des Bundes an die Österreichische

Länderbank AG

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, namens des Bundes als Mehrheitsaktio-
när der Österreichischen Länderbank Aktiengesell-
schaft den Zinsenentgang aus Forderungen dieser
Bank gegen Unternehmungen mit dem Sitz im
Inland, über die ein Ausgleichs- oder Konkursver-
fahren eröffnet oder deren Eröffnung beantragt
wurde, und die zur Wertberichtigung dieser Forde-
rungen erforderlichen Tilgungsraten zu ersetzen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf diese
Verpflichtung in einem Vertrag mit der Österrei-
chischen Länderbank Aktiengesellschaft nur über-
nehmen, wenn

a) der Gesamtbetrag der Forderungen, für die
gemäß Abs. 1 der Zinsenentgang und die Til-
gungsraten durch den Bund zu ersetzen sind,
3 Milliarden Schilling nicht übersteigt;

b) der Zinsenersatz und die Tilgungsraten
innerhalb von 25 Jahren zu leisten sind;

c) die jeweilige Höhe der Zinsen vereinbart
wird;

d) vereinbart wird, daß bei Änderung der Vor-
aussetzungen für die Erfüllung des § 1 a
Abs. 2 Z 6 des Garantiegesetzes 1977 für die
Leistung von Zinsen- und Tilgungsraten sich
diese alljährlich entsprechend vermindern
oder entfallen, soweit sich nach den Grund-
sätzen über den Wegfall der Geschäftsgrund-
lage nichts anderes ergibt;

e) die Eingänge auf die Forderungen gemäß
§ 1 a Abs. 2 Z 3 des Garantiegesetzes 1977
anzurechnen sind, und

f) vereinbart wird, daß der Bundesminister für
Finanzen durch einen Wirtschaftsprüfer prü-
fen lassen kann, ob und inwieweit sich die
Voraussetzungen für die Leistung von

Zinsenersatz und Tilgungsraten alljährlich
geändert haben.

§ 2. Mit dem Vollzug dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger

Kreisky

2 0 7 . Bundesgesetz vom 1. April 1982, mit
dem das Gebührengesetz 1957 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 48/1981, wird wie folgt geändert:

Im § 14 TP 14 Abs. 2 Z 20 hat an die Stelle des
Punktes ein Strichpunkt zu treten. Folgende Z 21
ist anzufügen:

„21. Kursbesuchsbestätigungen, die von juristi-
schen Personen im Sinne des § 4 des Bundesgeset-
zes über die Förderung der Erwachsenenbildung
und des Volksbüchereiwesens aus Bundesmitteln,
BGBl. Nr. 171/1973, ausgestellt werden."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger

Kreisky
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